
Hansestadt Stralsund 
Der Oberbürgermeister 
Büro des Präsidenten der 
Bürgerschaft/Gremiendienst 
 

Beschluss der Bürgerschaft 
 
 
Zu TOP: 9.8 
Flächenkorridor Solarparks 
Einreicherin: Fraktion CDU/FDP 
Änderungsantrag zur Vorlage: AN 0011/2023 
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt: 
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beauftragt unter dem Vorbehalt der rechtlichen 
Prüfung der Umsetzbarkeit den Oberbürgermeister damit, die Ministerpräsidentin des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern, Frau Manuela Schwesig, schriftlich aufzufordern, sich 
dafür einzusetzen, die regionalplanerische Begrenzung zum Bau von Flächensolaranlagen 
auf lediglich 110 Meter Breite entlang von Autobahnen oder Bahntrassen aufzuheben und 
diesbezüglich die Möglichkeiten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) zu nutzen. 
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gez. Kuhn 
 
 


